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1. Einleitung 

Die vorliegende Dokumentation befasst sich mit dem aktuellen Stand der Diskussion zu einem 
sog. Digitalzwang1 und der damit im Zusammenhang stehenden Frage, ob es ein „Recht auf 
analogen Zugang zu Verwaltungsleistungen“ gibt.  

So wendet sich etwa der Verein Digitalcourage e.V. dagegen, 

  dass das Wahrnehmen von Grundrechten, die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und die 
Nutzung öffentlicher Infrastruktur (Bahn, Post, medizinische Versorgung) davon abhängig ist, 
dass wir Internet haben, ein Smartphone bei uns tragen oder eine bestimmte App installieren. 

  Digitalzwang bedeutet eine handfeste Benachteiligung bis hin zum kompletten Ausschluss 
von Diensten. Dies betrifft nicht nur alte, arme oder kranke Menschen, die die entsprechende 
Technik nicht nutzen können. Sondern es betrifft auch technik-affine Menschen, die sich gut 
auskennen und nicht ständig Verhaltensdaten in alle Welt senden oder wahllos neue Apps 
auf ihren Geräten installieren wollen.2 

Nachfolgend wird der Fokus auf die Diskussion zu einem möglichen Recht auf analogen Zugang 
zu Verwaltungsleistungen gelegt, also auf die Beziehung zwischen Staat und Bürger. Im Hinblick 
auf die Beziehung zwischen Bürgern, z.B. zwischen einem Unternehmen und einem Bürger, 
gelten andere Maßstäbe, wie der sog. Grundsatz der Privatautonomie, auf die nicht näher 
eingegangen wird. 

Das Grundgesetz sieht ein „Recht auf analogen Zugang zu Verwaltungsleistungen“ als solches 
nicht ausdrücklich vor. Allerdings regelt § 1 Abs. 1 des Onlinezugangsgesetzes (OZG)3, dass der 
Bund und die Länder verpflichtet sind, bis Ende des Jahres 2022 ihre Verwaltungsleistungen 
jedenfalls auch elektronisch anzubieten. Derzeit befindet sich zwar ein Gesetzentwurf zur 
Änderung des Onlinezugangsgesetzes (OZGÄndG)4 im Gesetzgebungsverfahren, durch den die 
nicht eingehaltene Umsetzungsfrist bis 2022 gestrichen werden soll.5 Bund und Länder sollen 
dennoch auch weiterhin verpflichtet sein, ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch über 
Verwaltungsportale anzubieten (Art. 1 Nr. 1 OZGÄndG zu § 1a Abs. 1 Satz 1 OZG). Eine 
wesentliche Änderung besteht jedoch darin, dass zukünftig jedenfalls unternehmensbezogene 
Verwaltungsleistungen − entsprechend einem Digitalzwang − ausschließlich digital anzubieten 
sind (Art. 1 Nr. 1 OZGÄndG zu § 1a Abs. 1 Satz 2 bis Satz 4 OZG). Dies wird wie folgt begründet: 

 

1 Zum Begriff, vgl. Digitalcourage e.V., Petition gegen Digitalzwang startet, 22.05.2024. 

2 Digitalcourage e.V., Petition gegen Digitalzwang startet, 22.05.2024; Hervorhebung nicht im Original. 

3 Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz) vom 14.08.2017 
(BGBl. I S. 3122, 3138), zuletzt geändert am 28.06.2021 (BGBl. I S. 2250; 2023 I Nr. 230). 

4 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur 
Digitalisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG), BT-Drs. 20/8093; vgl. zur 
Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses, BT-Drs. 20/11790 vom 12.06.2024. 

5 BT-Drs. 20/8093, S. 34. 

https://digitalcourage.de/blog/2024/petition-fuer-recht-auf-ein-leben-ohne-digitalzwang-gestartet
https://digitalcourage.de/blog/2024/petition-fuer-recht-auf-ein-leben-ohne-digitalzwang-gestartet
https://www.gesetze-im-internet.de/ozg/BJNR313800017.html
https://dserver.bundestag.de/btd/20/080/2008093.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011790.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/080/2008093.pdf
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  Aufgrund der hohen Digitalaffinität der unternehmerischen Verwaltungskunden und der 
bereits jetzt überwiegend digitalen Inanspruchnahme von unternehmerischen 
Verwaltungsleistungen sowie aus Gründen der Wirtschaftlichkeit ist die Aufrechterhaltung 
eines analogen Zugangskanals für Verwaltungsleistungen im unternehmerischen Kontext im 
Regelfall nicht zu rechtfertigen.6 

In Schleswig-Holstein wurde im Rahmen einer Verfassungsreform im Jahr 2014 Art. 14 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein (Verf-SH)7 neu gefasst, um den bundesgesetzlichen 
Regelungen wie dem Onlinezugangsgesetz zuvorzukommen.8 Art. 14 Abs. 2 Verf-SH regelt, dass 
Schleswig-Holstein im Rahmen seiner Kompetenzen einen persönlichen, schriftlichen und 
elektronischen Zugang zu seinen Behörden und Gerichten sichert. Niemand darf wegen der Art 
des Zugangs benachteiligt werden. 

Soweit ersichtlich, wurde ein „Recht auf analogen Zugang zu Verwaltungsleistungen“ als solches 
in der Rechtsprechung noch nicht näher bestimmt. Allerdings zeigt sich in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur eine breitere Diskussion zu der Thematik. Diese Diskussion 
wird nicht nur unter dem Begriff „Recht auf analogen Zugang zu Verwaltungsleistungen“ geführt, 
sondern auch – mit ähnlichen rechtlichen Bewertungen – unter den Begriffen „Recht auf ein 
analoges Leben“, „Grundrecht auf mediale Selbstbestimmung“, „Grundrecht auf IT-Abwehr“, 
„Recht auf Abwehr der Digitalisierung“ oder „Recht auf Beibehaltung der papierbasierten 
Kommunikation“.9 

2. Stellungnahmen zu Art. 1 Nr. 1 OZGÄndG zu § 1a OZG 

Am 9. Oktober 2023 fand in der 51. Sitzung des Ausschusses für Inneres und Heimat die 
öffentliche Anhörung zum OZG-Änderungsgesetz statt. Im Rahmen der Anhörung haben 
verschiedene Sachverständige Stellung zum oben genannten Art. 1 Nr. 1 OZGÄndG zu § 1a OZG 
genommen. 

  Botta, Stellungnahme zum Entwurf eines OZG-Änderungsgesetzes (OZGÄndG), 
5. Oktober 2023, Ausschussdrucksache 20(4)303 C, 

ist der Auffassung, dass die in der Wirtschaft und Gesellschaft weit vorangeschrittene digitale 
Transformation und die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung 
dafür sprechen, bestimmte Verwaltungsleistungen ausschließlich digital zugänglich zu machen. 

 

6 Zu Art. 1 Nr. 1 zu § 1a Abs. 1 Satz 2 OZGÄndG, vgl. BT-Drs. 20/8093 vom 23.08.2023, S. 35; Hervorhebungen 
nicht im Original. 

7 Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 02.12.2014 (GVOBl. 2014, 344), zuletzt geändert 
am 20.04.2021 (GVOBl. S. 438). 

8 Schleswig-Holsteinischer Landtag, Abschlussbericht des Sonderausschusses Verfassungsreform,  
LT-Drs. 18/2095 vom 04.07.2014, S. 35 f. 

9 Zu den einzelnen Begriffen, vgl. die nachfolgenden Literaturnachweise; vgl. zum „Recht auf Papier“ Schulz, 
Gibt es ein Recht auf Papier? Zum verfassungsrechtlichen Schutz der Schriftform, NJOZ 2018, 601. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/970006/d3aad608c86b8f930610ecc6d30ed3f8/20-4-303-C.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/080/2008093.pdf
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-VerfSH2014rahmen
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/2000/drucksache-18-2095.pdf
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Das Grundgesetz sehe kein Abwehrrecht gegen eine digitale Verwaltung vor. Somit stehe dem 
Grundsatz „Digital Only“ vor allem im Verhältnis zu Wirtschaftsunternehmen nichts entgegen. 

Auch 

  Guckelberger/Reisen-Starosta, Gutachterliche Stellungnahme für den Ausschuss für Inneres 
und Heimat des Deutschen Bundestages, 9. Oktober 2023, Ausschussdrucksache 20(4) 303 J, 

befassen sich mit den vorgesehenen digitalen Zugängen zu Verwaltungsleistungen für 
Wirtschaftsunternehmen („Digital Only für die Privatwirtschaft“). Als Motiv für eine solche 
Regelung führen die Sachverständigen unter anderem an, dass die Digitalisierung im Bereich der 
Wirtschaft fortgeschrittener sei und digitale Zugänge auf beiden Seiten die Kosten rund um die 
Verwaltungsleistungen reduzieren könne. Analoge bzw. andere Zugänge zu den 
Verwaltungsleistungen müssten aber für Notfälle wie z.B. den Ausfall des Internets oder andere 
technische Probleme aufrechterhalten bleiben. Als rechtliches Beispiel wird auf 
prozessrechtliche Regelungen zur Nutzungspflicht elektronischer Dokumente verwiesen, z.B. 
§ 55d Satz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)10. 

Noch weiter geht 

  Alkassar, Öffentliche Anhörung, Ausschuss des Deutschen Bundestages für Inneres und 
Heimat, „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes – OZGÄndG“ vom 
9. Januar 2023, Ausschussdrucksache 20(4) 303 K, 

der fordert, nicht nur im Rahmen von Verwaltungsleistungen für Unternehmen eine zeitliche 
Verpflichtung zur Einführung eines ausschließlich elektronischen Angebots einzuführen, 
sondern auch für Leistungen für Bürger − gegebenenfalls mit einer längeren Umsetzungsfrist. 
Alkassar ist weiterhin der Auffassung, dass unter anderem auch ein lückenloser, einklagbarer 
Rechtsanspruch auf elektronische Einreichung und Zustellung eine nachhaltige 
Verwaltungsdigitalisierung deutlich vorantreiben könne. 

3. Zur aktuellen Diskussion in der rechtswissenschaftlichen Literatur 

Die gesetzliche Pflicht zum ausschließlichen Angebot digitaler Verwaltungsdienstleistungen für 
Unternehmensleistungen und die Einschränkungen eines solchen Prinzips erörtert 

  Schulz, „Digital only“ und „digital first“ im Onlinezugangsgesetz, RDi 2023, 518. 

Anlage 1 

Der Autor verweist darauf, dass Freiheitsgrundrechte keine absoluten Schutzpositionen 
vermitteln und auch der allgemeine Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG allenfalls 
Anforderungen an die konkrete Ausgestaltung stelle. Eine „Digitalpflicht“ könne jedenfalls dann 
in Betracht kommen, wenn ein Wirtschaftsunternehmen die nötige digitale Infrastruktur und die 

 

10 Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert am 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409). 

https://www.bundestag.de/resource/blob/970298/f484b26582aa7c9bc22414f02ab332dc/20-4-303-J.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/970386/b0f599abf11e08271149cd09f6235d58/20-4-303-K.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/BJNR000170960.html


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Dokumentation 
WD 3 - 3000 - 060/24 

Seite 7 

nötigen Digitalkompetenzen besitzt, um einer solchen Pflicht auch nachzukommen. Dies dürfte 
bei Unternehmen heutzutage regelmäßig der Fall sein. Dennoch, so stellt der Autor klar, 
begründe Art. 3 Abs. 1 GG eine Pflicht zu Auffanglösungen in Härtefällen, weshalb nicht von 
einer vollumfänglichen „Digitalpflicht“ die Rede sein könne. Es sei aber zulässig, all die 
Menschen und Unternehmen auf elektronische Antragstellungen zu verweisen, die mit der 
elektronischen Form umgehen können. Lediglich die Anforderungen an die verschiedenen 
Nutzerkreise könnten variieren, sodass in einigen Anwendungskonstellationen, wie ältere 
Bürger, mehr Ausnahmen und Härtefälle möglich seien als in anderen, wie bei professionellen, 
IT-affinen Nutzern.  

Ferner befasst sich 

  Hornung, in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, Band VwVfG, Werkstand 4. EL November 
2023, Vorbemerkung § 3a, Rn. 18-24, 

  Anlage 2 

mit der Frage nach einem Recht auf Wahl eines Kommunikationsmediums. Die Wahl des 
Zugangs zu Verwaltungsleistungen, ob digital oder analog, sei grundsätzlich im gleichen Umfang 
von dem Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG gedeckt. 
Daneben vermittele Art. 3 Abs. 1 GG ein Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zur 
Verwaltung. Ein Anspruch auf analogen Zugang bestehe allerdings nur dann, wenn eine Pflicht 
zur elektronischen Kommunikation unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im 
Einzelfall unverhältnismäßig sei. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeit sei zu berücksichtigen, 
dass „papierbasierte Kommunikation typischerweise jedermann zur Verfügung [steht], „während 
die elektronische Kommunikation nach wie vor nicht von der gesamten Bevölkerung genutzt 
wird“. 

Dass Verwaltungsleistungen in erster Linie digital angeboten werden sollten, die elektronische 
Kommunikation mit Behörden für Bürger aber grundsätzlich freiwillig sei, erläutert des 
Weiteren 

  Botta, „Digital First“ und „Digital Only“ in der öffentlichen Verwaltung – über die 
grundrechtlichen Zulässigkeitsgrenzen der digitalen Verwaltungstransformation und ein 
„Recht auf analogen Zugang“, NVwZ 2022, 1247-1253. 

  Anlage 3 

Der Autor erörtert das Multikanalprinzip, was sich nicht nur aus § 1 Abs. 1 OZG, sondern auch 
aus § 2 Abs. 1 E-Government-Gesetz (EGovG)11 ergebe. Auch hier ist die Rede davon, dass jede 
Behörde verpflichtet sei, neben dem analogen Zugang auch einen Zugang für die Übermittlung 
elektronischer Dokumente zu eröffnen. Weiterhin thematisiert der Autor die Frage nach einem 
Recht auf analogen Zugang, welches sich seiner Meinung nach sowohl aus den 
grundgesetzlichen Freiheitsrechten als auch aus dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz ergeben 

 

11 Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz) vom 25.07.2013 (BGBl. I S. 2749), 
zuletzt geändert am 16.07.2021 (BGBl. I S. 2941). 

https://www.gesetze-im-internet.de/egovg/BJNR274910013.html
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könne. Als mögliche in Frage kommende Grundrechte werden die Menschenwürdegarantie 
(Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG), das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG), die Berufs- und Eigentumsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG) 
und der allgemeine Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) angeführt. Letztendlich kommt der 
Autor zu dem Ergebnis, dass diese Grundrechte kein generelles Recht auf analogen Zugang 
begründen, Härtefallregelungen jedoch bestehen müssen. 

Anderer Auffassung ist in diesem Zusammenhang 

  Lorenz, Das Recht auf ein analoges Leben – Anerkennung eines neuen Grundrechts, 
MMR 2022, 935, 

  Anlage 4 

demzufolge ein Recht auf ein analoges Leben sich aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
nach Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG und dem allgemeinen Gleichbehandlungsgebot 
nach Art. 3 Abs. 1 GG ergebe. Vor allem das allgemeine Persönlichkeitsrecht schütze auch die 
negative Handlungsfreiheit und somit den Entschluss, das Internet nicht zu nutzen. Weiterhin 
müssten Personen, die das Internet nicht nutzen und keine digitalen Verwaltungsleistungen in 
Anspruch nehmen wollen, mit Personen, die ebendies tun, gleichgestellt werden. Ihnen stünden 
die gleichen Teilhabeansprüche zu. Diese Teilhabeansprüche könnten sich dem Autor zufolge 
auch gegen Unternehmen in der Privatwirtschaft richten, sollten sie für die Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben bedeutsam sein. Unternehmen hätten danach ebenfalls eine analoge 
Lösung für ihre Kunden anzubieten. 

  Schulz, Der elektronische Zugang zur Verwaltung – Zum Spannungsverhältnis zwischen dem 
Grundrecht auf mediale Selbstbestimmung und verpflichtendem E-Government, 
RDi 2021, 377, 

  Anlage 5 

führt ferner aus, dass die Schriftform an sich keinen verfassungsrechtlichen Schutz genieße, 
aber die Verpflichtung zu einer bestimmten Art des Verfahrens, ob digital oder analog, von 
grundrechtlicher Relevanz sei. Die „Wahlfreiheit“ zwischen einem digitalen oder analogen 
Verfahren sei zumindest vom Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 
Abs. 1 GG gedeckt, ein Anspruch auf die Wahl eines bestimmten Kommunikationsmediums 
existiere aber im Ergebnis nicht. Vielmehr gewährleiste der Grundsatz auf ein faires Verfahren, 
welches seine Wurzeln im Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG in Verbindung mit den 
Freiheitsrechten und Art. 1 Abs. 1 GG habe,12 dass effektive Zugangsmöglichkeiten für alle Bürger 
bestehen müssten, dies aber „nicht zu einem Grundrecht auf IT-Abwehr überdehnt“ werden 
dürfe. Eine grundsätzliche Verpflichtung zu digitalen Zugängen sei möglich, sofern es 
Härtefallklauseln für Personen gebe, die von der Internetnutzung ausgeschlossen seien. Sofern 
es keine gesetzlichen Ausnahmetatbestände gebe, sei eine verfassungskonforme Auslegung 
geboten. Subjektive Präferenzen könnten aber nicht für das Wahrnehmen der 
Ausnahmeregelungen ausschlaggebend sein. Maßgeblich wären zwingende Gründe, wie eine 

 

12 Vgl. dazu allein BVerfG, Beschluss vom 04.02.2020 - 2 BvR 900/19, Rn. 18. 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/02/rk20200204_2bvr090019.html
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fehlende Infrastruktur oder körperliche oder intellektuelle Beeinträchtigungen der Person selbst. 
Ein Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG durch eine Verpflichtung 
zur Nutzung einer bestimmten Form der Kommunikation sei dann jedenfalls gerechtfertigt. 

Des Weiteren befasste sich bereits im Jahr 2006 

  Heckmann, Grundrecht auf IT-Abwehr? Freiheitsrechte als Abwehrrechte gegen 
aufgedrängtes E-Government, MMR 2006, 3, 

  Anlage 6 

mit der Frage, ob einem Bürger die elektronische Kommunikation mit der Verwaltung 
aufgedrängt werden könne. Je höher die IT-Kompetenz des Kommunikationspartners sei, desto 
eher könne es gerechtfertigt werden, den Kommunikationspartner zur IT-Nutzung zu zwingen. 
Dies sei vor allem im Verhältnis von Wirtschaftsunternehmen und der Verwaltung der Fall. Ein 
Mehrkanalzugang sei zu gewährleisten, bis IT-Technologien in allen gesellschaftlichen 
Schichten akzeptiert und der Zugang zu ebendiesen gesichert sei. Denn vor allem die 
Zielgruppen der Leistungsverwaltung (Ältere, Ärmere, schlechter Ausgebildete) verfügten eher 
nicht über einen Zugang zum Internet sowie die Fähigkeit, das Internet zu nutzen. 

4. Zu Art. 14 Abs. 2 Verf-SH 

Mit dem Art. 14 Abs. 2 Verf-SH befassen sich 

  Hoffmann/Schulz, Schleswig-Holsteins digitale Verfassung – Digitale Basisdienste, 
elektronischer Zugang zu Behörden und Gerichten und digitale Privatsphäre in der 
Schleswig-Holsteinischen Landesverfassung, NordÖR 2016, 389. 

  Anlage 7 

Die Autoren legen dar, dass Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Verf-SH eine Staatszielbestimmung, nämlich 
den Mehrkanalzugang zu allen Behörden und Gerichten, umfasse, aber keine einzelnen 
Ansprüche begründe. Art. 14 Abs. 2 Satz 2 Verf-SH stelle demgegenüber eine besondere 
Ausprägung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes dar, der nicht auf ein nicht mehr 
zeitgemäßes „Grundrecht auf IT-Abwehr überdehnt werden“ dürfe. Art. 14 Abs. 2 Satz 2 Verf-SH 
begründe daher keine Bevorzugung oder Benachteiligung einer bestimmten Form des 
Kommunikationsmediums, wenngleich den Autoren zufolge eine in erster Linie elektronisch 
ausgeführte Kommunikation im Interesse der Verwaltung stünde. Die Verpflichtung auf 
elektronische Zugänge sei den Autoren zufolge mit Art. 14 Abs. 2 Verf-SH vereinbar, soweit 
durch Härtefallklauseln der Zugang zur Verwaltung für jedermann gewährleistet sei. 

Weiterhin befasst sich  

  Schliesky, in: Becker/Brüning/Ewer/Schliesky, Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, 
Handkommentar, 2021, Art. 14 Rn. 29 ff., 

  Anlage 8 
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mit Art. 14 Abs. 2 Verf-SH, dessen Satz 1 zufolge sämtliche Zugangswege − d.h. persönlich, 
schriftlich, elektronisch − offenzuhalten seien. Korrespondierend zu der gleichrangigen 
Behandlung der Zugangswege nach Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Verf-SH sehe Art. 14 Abs. 2  
Satz 1 Verf-SH ein Diskriminierungsverbot – vergleichbar mit Art. 3 Abs. 3 GG – vor, das „nur in 
eng begrenzten Fällen Ausnahmen“ zulasse. Daher seien „Anreize, die eine Bevorzugung des 
elektronischen Zugangs bedeuten würden“, dem Autor zufolge mit Art. 14 Abs. 2 Satz 2 Verf-SH 
unvereinbar. Art. 14 Abs. 2 Satz 2 Verf-SH gewährleiste in der derzeitigen Form ein Recht auf 
Abwehr der Digitalisierung. 

5. Rechtsprechung 

Im Rahmen eines Antrags auf einstweiligen Rechtsschutz befasste sich das 

  VG Würzburg, Beschluss vom 13. Juli 2020 - W 8 E 20.815, 

mit der Frage nach einem Recht auf analogen Zugang zu Verwaltungsleistungen. Der 
Antragsteller beantragte eine Corona-Soforthilfe für freischaffende Künstlerinnen und Künstler, 
welche jedoch von der Regierung von Unterfranken nicht weiterbearbeitet werden konnte, weil 
die Beantragung ausschließlich online möglich sei. Daraufhin stellte der Antragsteller einen 
Eilantrag und erhob Klage wegen „technologischer Diskriminierung“.13 

Hierzu führt das VG Würzburg im Rahmen der Einzelfallprüfung aus: 

  Es ist jedenfalls nicht willkürlich, wenn der Antragsgegner in den Förderrichtlinien eine 
elektronische Antragstellung vorsieht, da hierfür sachliche Gründe gegeben sind. Zum einen 
handelt es sich bei dem Künstlerhilfsprogramm des Freistaates Bayern um eine Förderung[,] 
die potentiell auf eine Vielzahl an möglichen Förderungsempfängern abzielt, […]. Aufgrund 
dessen und der Tatsache, dass neben der Soforthilfe für Künstler auch andere 
Soforthilfeprogramme […] zur Bewältigung der finanziellen Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie aufgelegt wurden, handelt es sich bei der Förderung aus dem 
Künstlerhilfsprogramm und den anderen Soforthilfeprogrammen um Masseverfahren, deren 
Bewältigung im elektronischen Wege - wie auch vom Antragsgegner zutreffend ausgeführt - 
deutlich erleichtert wird. Vor dem Hintergrund einer effektiven Verwaltungsarbeit und auch 
dem Sinn und Zweck einer Soforthilfe, nämlich diese möglichst zeitnah zur Überbrückung 
kurzfristiger Liquiditätsengpässe oder Zahlungsschwierigkeiten an den Förderungsempfänger 
auszuzahlen, liegt in der konkreten Ausgestaltung des Antragsverfahrens im elektronischen 
Wege ein sachlicher willkürfreier Grund.14 

  […] Der Antragsteller wird zudem nicht entgegen der ständigen Verwaltungspraxis 
gleichheitswidrig benachteiligt, indem ihm eine schriftliche Antragstellung verweigert wird. 
Es ergibt sich aus den Ausführungen des Beklagten in der Antragserwiderung jedenfalls 
konkludent, dass eine Antragstellung für alle potentiellen Förderungsempfänger allein auf 
dem hierfür vorgesehenen elektronischen Weg erfolgt. Somit wird der Antragsteller genauso 

 

13 VG Würzburg, Beschluss vom 13.07.2020 - W 8 E 20.815, Rn. 6. 

14 VG Würzburg, Beschluss vom 13.07.2020 - W 8 E 20.815, Rn. 25; Hervorhebungen nicht im Original. 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-16365?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-16365?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-16365?hl=true
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behandelt, wie alle anderen Antragsteller auch, weshalb es bereits vor diesem Hintergrund an 
der von ihm gerügten Ungleichbehandlung fehlt.  

Vorliegend liegt des Weiteren keine atypische Fallgestaltung aufgrund Besonderheiten des 
Einzelfalles vor, welche eine abweichende Sichtweise rechtfertigen würde. 

  […] 

  Ermessenslenkende Verwaltungsvorschriften dürfen nur für den Regelfall gelten und müssen 
Spielraum für die Berücksichtigung der Besonderheiten atypischer Fälle lassen. Ein derartiger 
atypischer Fall ist dann gegeben, wenn der konkrete Sachverhalt außergewöhnliche 
Umstände aufweist, deren Besonderheiten von der ermessenslenkenden Vorschrift nicht 
hinreichend erfasst und von solchem Gewicht sind, dass sie eine von der im Regelfall 
vorgesehenen Rechtsfolge abweichende Behandlung gebieten […]. 

  Ein solch atypischer Fall ergibt sich hier nicht aus der persönlichen Situation des 
Antragstellers. Auch wenn der Antragsteller nach eigenen Angaben keinen häuslichen 
Internet-Zugang sowie ein technologisch veraltetes „Smartphone“ besitzt und zudem derzeit 
auch keine Möglichkeit hat, die Internetarbeitsplätze in der Stadtbücherei S. zu nutzen, 
erscheint es der Kammer nicht als unmöglich oder unzumutbar, dass der Antragsteller den 
Antrag auf Gewährung der Soforthilfe aus dem Künstlerhilfsprogramm dennoch auf dem 
elektronischen Wege stellt. 

  Es existieren anderweitige zumutbare Möglichkeiten für den Antragsteller, sich Zugang zum 
Internet zu verschaffen, beispielsweise die Nutzung eines der zahlreichen „WLAN-Hotspots“ 
in der Stadt Schweinfurt nahe dem Wohnort des Antragstellers […] oder aber die Nutzung 
des Internets über Bekannte, die gegebenenfalls über einen Internet-Zugang verfügen. Ferner 
besteht die Möglichkeit, wie vom Antragsgegner in der Antragserwiderung angesprochen, ein 
Internetcafé zu besuchen und über die dortigen Internetarbeitsplätze den Antrag elektronisch 
zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht über die erforderliche persönliche E-Mailadresse 
zur Antragstellung verfügen sollte, so ist er diesbezüglich auf die zahlreichen kostenlosen 
Anbieter von E-Maildiensten zu verweisen. All dies erscheint für den Antragsteller aus Sicht 
der Kammer möglich und zumutbar.15 

In der gleichen Sache, allerdings zum Antrag auf Prozesskostenhilfe, entschied der 

  VGH München, Beschluss vom 11. November 2020 - 6 CE 20.2428, 

dass „[e]s […] verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden [ist], dass die in Rede stehenden 
Finanzhilfen nach der ständigen Förderpraxis nur in elektronischer Form beantragt werden 
können. Selbst wenn in atypischen Fällen eine Ausnahme rechtlich geboten sein sollte, würde 
das keine Erfolgsaussichten für den Antragsteller begründen. Denn er hat nach wie vor nicht 

 

15 VG Würzburg, Beschluss vom 13.07.2020 - W 8 E 20.815, Rn. 27-32; Hervorhebungen nicht im Original. 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-32753?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-16365?hl=true
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glaubhaft gemacht, dass ihm eine elektronische Antragstellung unmöglich oder unzumutbar war 
und ist“.16 

*** 

 

16 VGH München, Beschluss vom 11.11.2020 - 6 CE 20.2428, Rn. 5. 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-32753?hl=true
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